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(Vom 8. Dezember 1905.)

D i e B u n d e s v e r s a m m l u n g
d e r s c h w e i z e r i s c h e n E i d g e n o s s e n s c h a f t

nach Einsicht einer Botschaft des Bundesrates vom
28. Februar 1899 ;

in Ausführung des Art. 69bis der Bundesverfassung,

b e s c h l i e ß t :

I. Allgemeine Bestimmungen.
Art. 1.

Der Beaufsichtigung nach Maßgabe dieses Gesetzes
unterliegen :

a. der Verkehr mit Lebensmitteln (Nahrungs- und Genuß-
mittel) ;

b. der Verkehr mit Gebrauchs- und Verbrauchsgegen-
ständen, soweit solche das Leben oder die Gesundheit
gefährden können.
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Art. 2.

Die Beaufsichtigung findet im Innern der Kantone und
an der Landesgrenze statt.

A. Kantonale Aufsicht

Art. 3.

Die Aufsicht in den Kantonen wird unter Leitung
der Regierung ausgeübt durch :

1. die kantonalen Aufsichtsbehörden;
2. den Kantonschemiker;
3. die kantonalen Lebensmittelinspektoren ;
4. die örtlichen Gesundheitsbehörden;
5. die Fleischschauer.

Art. 4.

Jeder Kanton hat für die chemische, physikalische
und bakteriologische Untersuchung von Lebensmitteln und
Gebrauchs- und Verbrauchsgegenständen eine Untersuchungs-
anstalt (kantonales Laboratorium) einzurichten und zu unter-
halten.

Immerhin können sich mehrere Kantone über die ge-
meinschaftliche Benützung einer Untersuchungsanstalt ver-
ständigen.

Größere Ortschaften dürfen mit Genehmigung der
kantonalen Regierung eine eigene Untersuchungsanstalt
(Gemeindelaboratorium) einrichten und unterhalten.

Die Leitung jeder Untersuchungsanstalt ist einem
Lebensmittelchemiker (Kantons- oder Gemeindechemiker) zu
übertragen.

Mit den bakteriologischen Untersuchungen können be-
sondere Fachmänner beauftragt werden.



Die Kantone können die Untersuchungsanstalten ermäch-
tigen, auch andere als die in diesem Artikel vorgesehenen
Untersuchungen auszuführen.

Art. 5.

Die Kantone haben die nötige Zahl von Lebensmittel-
inspektoren einzusetzen.

Die Obliegenheiten der Lebensmittelinspektoren werden
von den Kantonen unter Zustimmung des Bundesrates fest-
gesetzt. Sie können ganz oder teilweise dem Kantons-
chemiker oder ändern hierzu befähigten Beamten der kan-
tonalen Untersuchungsanstalt übertragen werden.

Art. 6.

Die Kantone haben für die Einsetzung örtlicher Ge-
sundheitsbehörden für jede Gemeinde oder für mehrere zu
diesem Zwecke vereinigte Gemeinden zu sorgen.

Die örtlichen Gesundheitsbehörden sind den kantonalen
Aufsichtsbehörden unterstellt.

Sie können einzelne Mitglieder oder besondere Beamte
mit der Vornahme von Inspektionen oder mit der Vor-
prüfung von Lebensmitteln betrauen (Ortsexperten).

Art. 7.

In jeder Gemeinde ist eine ständige Fleischschau ein-
zurichten. Der nämliche Fleischschauer kann für mehrere
benachbarte Gemeinden ernannt werden.

Die Fleischschau soll, wenn möglich, einem patentierten
Tierarzte übertragen werden. Jedem Fleischschauer ist ein
Stellvertreter beizugeben.

Der Fleischschau ist jedes Schlachttier unterworfen,
dessen Fleisch zum Verkauf bestimmt ist oder in Wirt-



schatten, Kostgebereien und Pensionen verwendet wer-
den soll.

Wenn kranke Tiere geschlachtet werden, soll in jedem
Fall eine Fleischschau stattfinden.

Die Kantone sind befugt, die Fleischschau auf alles
zum Genuß bestimmte Fleisch auszudehnen.

Die örtlichen Gesundheitsbehörden sorgen für eine
regelmäßige Aufsicht über Fleisch- und Wurstwaren, Ge-
flügel, Fische, Wildbret u. dgl., welche eingeführt oder feil-
geboten werden.

Der Bundesrat wird auf dem Verordnungswege nähere
Bestimmungen über das Schlachten und die Fleischschau,
sowie über die Untersuchung der Fleisch- und Wurstwaren,
Geflügel, Fische, Wildbret u. dgl. aufstellen.

Art. 8.

Für die von den Untersuchungsanstalten ausgeführten
Untersuchungen und für die Fleischschau gelten die von
den Kantonen oder Gemeinden aufgestellten Tarife. Die
Tarife der Untersuchungsanstalten sind der Genehmigung
des Bundesrates zu unterbreiten.

Die Untersuchung der von den Aufsichtsorganen amt-
lich übermittelten Proben geschieht unentgeltlich, unter Vor-
behalt der Art. 19 und 48.

Art. 9.

Die kantonalen Aufsichtsorgane haben bei der Aus-
übung ihrer Obliegenheiten die Eigenschaft von Beamten
der gerichtlichen Polizei.

Der Bundesrat stellt die Anforderungen fest, denen
die Lebensmittelchemiker, die Lebensmittelinspektoren und
die Fleischschauer zu genügen haben.



Die Kantone veranstalten Instruktionskurse für die
Lebensmittelinspektoren, die Ortsexperten und die Fleisch-
schauer.

Art. 10.

Der Bund gewährt Beiträge von 50 % :

a. an die Erstellungs- und Einrichtungskosten neuer,
sowie an die Kosten des Umbaues und der Erweite-
rung bestehender Untersuchungsanstalten, sofern die
Pläne vom Bundesrat genehmigt worden sind ;

b. an die Unterhaltungs- und Betriebskosten der Unter-
suchungsanstalten, inbegriffen die Kosten der bakterio-
logischen Untersuchungen ;

c. an die Besoldungen der Chemiker und des Personals
der Untersuchungsanstalten und an die Besoldungen
der Lebensmittelinspektoren;

d. an die Kosten der kantonalen Instruktionskurse.

Art. 11.

Die Aufsichtsorgane haben die Befugnis, die Räumlich-
keiten, Apparate, Gefäße und Vorrichtungen, welche zur
Herstellung, Gewinnung, Behandlung, Aufbewahrung und
zum Verkauf der der Beaufsichtigung unterstellten Waren
und Gegenstände dienen, während der üblichen Geschäfts-
stunden oder während die Räumlichkeiten, dem Verkehre
geöffnet sind, behufs Feststellung ihres Zustandes zu be-
sichtigen.

Sie sind berechtigt, von den vorgefundenen Waren
oder Rohmaterialien nach einer Vorprüfung oder auch ohne
eine solche Proben zum Zwecke der Untersuchung zu ent-
nehmen.



Das Recht der Beaufsichtigung erstreckt sich auch auf
die Waren und Gegenstände, welche an öffentlichen Orten
oder im Umherziehen verkauft oder feilgehalten werden.

Art. 12.

Die Entnahme, Verpackung, Versiegelung, Bezeichnung
und Versendung der Proben wird durch ein bundesrät-
liches Reglement geordnet.

Dem Besitzer ist eine Empfangsanzeige für die mitge-
nommenen Proben mit Angabe ihres Wertes auszustellen
und auf Verlangen eine amtlich verschlossene Probe zurück-
zulassen.

Wenn es sich herausstellt, daß die Ware nicht zu
beanstanden ist, so kann der Eigentümer Vergütung dès
Wertes der Proben beanspruchen.

Art. 13.

Abgesehen von den Fällen, welche in die Kompetenz
der Lebensmittelinspektoren und der Ortsexperten fallen,
werden die Proben mit einem schriftlichen Bericht der zu-
ständigen Untersuchungsanstalt übermittelt, welche der auf-
traggebenden Amtsstelle von dem Untersuchungsresultat
in kürzester Frist Kenntnis gibt,

Eine Verordnung des Bundesrates stellt die technischen
Befugnisse der Lebensmittelinspektoren und der Ortsex-
perten fest.

Art. 14.

Gibt die Untersuchung keinen Anlaß zur Beanstan-
dung, so ist dies dem Besitzer mitzuteilen.

Im ändern Fall ist der zuständigen Behörde unter Bei-
lage des Untersuchungsberichtes unverzüglich schriftliche
Anzeige zu erstatten.



Art. 15.

Bei unzulässiger Beschaffenheit von Räumlichkeiten,
Apparaten oder Gerätschaften ist schriftliche Anzeige an
die zuständige Behörde zu erstatten.

Art. 16.

Bevor die zuständige Behörde auf Grund der Anzeige
ihre Verfügungen trifft oder die Anzeige an den Richter
weiterleitet, hat sie dem Beteiligten Kenntnis von der gegen
ihn erstatteten Anzeige zu geben.

Dem Beteiligten steht das Recht zu, innert fünf Tagen
nach Empfang der Mitteilung Einsprache zu erheben und
eine Oberexpertise zu verlangen.

Innerhalb der nämlichen Frist kann auch gegen die
Befunde oder Verfügungen eines Fleischschauers Einsprache
erhoben und eine Oberexpertise verlangt werden.

Art. 17.

Wird das Ergebnis einer von einem Ortsexperten oder
einem Lebensmittelinspektor ausgeführten Untersuchung
(Art. 13) angefochten, so ist die Oberexpertise dem Kantons-
oder Gemeindechemiker zu übertragen.

Art. 18.

Handelt es sich um Einsprachen gegen Befunde und
Verfügungen von Fleischschauern oder gegen Befunde und
Gutachten betreffend Räumlichkeiten, Apparate und Gerät-
schaften, so ist eine Oberexpertise durch Sachverständige
anzuordnen.

Bildet das Gutachten eines Kantons- oder Gemeinde-
chemikers den Gegenstand der Einsprache, so sind amt-
liche Lebensmittelchemiker oder sonstige anerkannte Sach-
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verständige mit der Vornahme der Oberexpertise zu be-
trauen.

Dem Beteiligten ist gestattet, bei den in diesem Artikel
erwähnten Oberexpertisen einen Experten zu bezeichnen,
in welchem Falle drei Experten zu ernennen sind.

Art. 19.

Fällt die Oberexpertise zu ungunsten des Einsprechere
aus, so sind ihm die Kosten derselben ganz oder teilweis»
aufzuerlegen.

Eine zweite administrative Oberexpertise ist unzuläßig.

Art. 20.

In den Fällen, wo der ungünstige Befund oder das
ungünstige Untersuchungsergebnis nicht bestritten wird oder
durch die Oberexpertise bestätigt worden ist, trifft die zu-
ständige Behörde ihre weiteren Verfügungen.

Art. 21.

Die infolge der Vorprüfung oder der Untersuchung
beanstandeten Waren können durch die Aufsichtsorgane
mit Beschlag belegt werden, auch im Falle einer Einsprache.
Die Beschlagnahme ist sofort vorzunehmen, wenn die Waren
augenscheinlich gesundheitsschädlich, verdorben oder ge-
fälscht sind.

Sie können in amtliche Verwahrung genommen werden.
Ist eine Aufbewahrung mit Rücksicht auf ihre Natur

unmöglich, so sind sie in geeigneter Weise zu verwerten
oder nötigenfalls zu zerstören.

Das Interesse der Beteiligten ist dabei nach Möglich-
keit wahrzunehmen.

Art. 22.

Die beanstandeten Apparate und Gerätschaften können
ebenfalls mit Beschlag belegt werden.



Art. 23.

Über die Beschlagnahme und allfällige weitere Maß-
nahmen (Art. 21 und 22) ist ein Protokoll aufzunehmen.

Art. 24.

Die Kantone haften für den aus einer ungerechtfer-
tigten Beschlagnahme seitens ihrer Aufsichtsorgane ent-
standenen Schaden, unter Vorbehalt des Rückgriffs auf den
Fehl bar en.

B. Eidgenössische Aufsicht.

Art. 25.

Auf dem schweizerischen Gesundheitsamt wird eine
besondere Abteilung errichtet, welcher im wesentlichen
folgende Aufgaben zukommen :

1. Besorgung der für die Ausführung des Gesetzes not-
wendigen technischen und experimentellen Vorarbeiten;

2. Abgabe von Gutachten und Berichten zu Händen
der Bundesbehörde und Besorgung weiterer ihr von
derselben zugewiesenen Arbeiten auf dem Gebiete
der Lebensmitteluntersuchung und Hygiene ;

3. Sammlung und Nachprüfung der Ergebnisse wissen-
schaftlicher Forschungen auf dem Gebiete der Lebens-
mitteluntersuchung und Ergänzung durch eigene Ar-
beiten.

Art. 26.

Die Aufsicht an der Landesgrenze wird ausgeübt :

1. durch die Zollämter,
2. durch die Grenztierärzte.

Den wichtigeren Zollämtern können besondere Sach-
verständige zugeteilt werden.
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Art. 27.

Der Bund wird die nötigen Instruktionskurse für die
mit der Aufsicht betrauten Beamten der Zollämter und die
den letztern zugeteilten Sachverständigen veranstalten.

Art. 28.

Die Zollämter kontrollieren auf den schweizerischen
Zollstellen und in den schweizerischen Niedeiiagshäusern
die aus dem Ausland eingehenden Waren, welche den Be-
stimmungen des Gesetzes unterliegen, mit Ausnahme der
transitierenden Sendungen.

Sie sind verpflichtet, von denjenigen Waren, welche auf
eine Vorprüfung hin oder aus irgend einem ändern Grunde
verdächtig erscheinen oder deren Untersuchung von der
eidgenössischen Sanitätsbehörde verlangt wird, Proben zu
entnehmen. Im letztern Fall werden die Proben an die von
der Sanitätsbehörde angegebene Adresse gesandt.

Die Probeentnahme ist auf dem Frachtbrief anzumerken
oder, wo kein solcher vorhanden ist, in anderer Weise zu
beurkunden. Sie darf weder eine Schädigung der Ware
noch eine Verzögerung ihres Weitertransportes verursachen.

Eine Verordnung wird das Nähere über das bei der
Kontrolle der Waren und bei der Entnahme und Versendung
der Proben zu beobachtende Verfahren feststellen.

Art. 29.

Der kleine Grenzverkehr im Sinne der Bestimmungen
der Art. 7, lit. o, und 17 des Zollgesetzes vom 15. März
1903 ist von der Kontrolle nach Art. 28 hiervor befreit.

Art. 30.

Die Zollämter übermitteln die Proben, welche sie aus
irgend einem Verdachtgruude erhoben haben, sogleich der
vom Kanton des Bestimmungsortes bezeichneten Unter-
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suchungsanstalt unter Angabe der Adresse des Empfängers,
der Art und Größe der Sendung und des Verdachtgrundes.

Die Untersuchungsanstalt nimmt unverzüglich die Unter-
suchung vor und teilt das Resultat unter Beilage des von
dem Zollamt erhaltenen Berichts der kantonalen Aufsichts-
behörde mit. Letztere gibt ihrerseits dem Empfänger der
Ware davon Kenntnis und trifft die erforderlichen Maß-
nahmen.

Das definitive Ergebnis der Untersuchung soll seitens
der kantonalen Aufsichtsbehörde auch dem eidgenössischen
Departement des Innern für sich und zu Händen des Zoll-
departements mitgeteilt werden.

Art. 31.

Für eine durch Entnahme der Probe verursachte Be-
schädigung der Ware oder erhebliche Verzögerung ihres
Weitertransportes ist durch den Bund Vergütung zu leisten.

Art. 32.

Der Eigentümer oder Empfänger einer Ware kann
verlangen, daß das Zollamt diejenigen Sendungen, von
welchen Proben zur Untersuchung erhoben worden sind,
versiegelt oder plombiert. Die Kosten trägt der Gesuch-
steller.

Art. 33.

Die Zollämter sind verpflichtet, der zuständigen Unter-
suchungsanstalt (Art. 30, Abs. 1) von dem Ergebnis der
Untersuchungen, welche zum Behufe der Klassifikation einer
Ware vorgenommen worden sind, Kenntnis zu geben, in-
sofern dies für die kantonale Aufsicht von Interesse ist.
Wenn immer möglich, soll der Untersuchungsanstalt gleich-
zeitig eine Probe der Ware übermittelt werden.
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Art. 34.

Fleisch und Fleischwaren, welche vom Auslande her
in die Schweiz eingeführt werden, sind auf den schweize-
rischen Zollstellen und in den schweizerischen Niederlags-
häusern durch die Grenztierärzte -/M untersuchen.

Eine Verordnung bestimmt das bei diesen Unter-
suchungen zu beobachtende Verfahren.

Diese Verordnung wird bestimmen, inwieweit Fische,
Wildbret, Geflügel und andere einer raschen Verderbnis
ausgesetzte Lebensmittel von der Grenzkontrolle ausge-
nommen werden sollen (Art. 7, Abs. 6 und 7).

Art. 35.

Augenscheinlich verdorbene Waren können an der
Grenze zurückgewiesen werden.

II. Strafbestiuimimgeii.

Art. 36.

Wer zum Zwecke der Täuschung in Handel und Ver-
kehr Lebensmittel nachmacht oder verfälscht, wird mit Ge-
fängnis bis zu einem Jahr und Buße bis Fr. 2000 oder
bloß mit Gefängnis oder Buße bestraft.

Art. 37.

Wer nachgemachte, verfälschte, verdorbene oder im
Wert verringerte Lebensmittel feilhält oder sonst in Ver-
kehr bringt, als ob sie echt, unverfälscht, unverdorben oder
vollwertig wären,

wird, wenn er die Handlung vorsätzlich begeht, mit
Gefängnis bis zu einem Jahr und Buße bis zu Fr. 2000 oder
bloß mit Gefängnis oder Buße,

wenn er die Handlung fahrlässig begeht, mit Buße bis
zu Fr. 500 bestraft.
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Art. 38.

Wer Lebensrnittel oder Gebrauchs- und Verbrauchs-
gegenstände so herstellt oder behandelt, daß ihr Genuß
oder Gebrauch gesundheitsschädlich oder lebensgefähr-
lich ist,

wergesundheitsschädliche oder lebensgefährliche Lebens-
mittel oder Gebrauchs- und Verbrauchsgegenstände feilhält
oder sonst in Verkehr bringt,

wird, wenn er die Handlung vorsätzlich begeht, mit
Gefängnis bis zu zwei Jahren und Buße bis zu Fr. 3000
oder bloß mit Gefängnis oder Buße,

wenn er die Handlung fahrlässig begeht, mit Gefängnis
bis zu 6 Monaten und Buße bis zu Fr. 1000 oder bloß
mit Gefängnis oder Buße bestraft.

Vorbehalten bleiben die Bestimmungen des gemeinen
Strafrechtes über Verbrechen gegen die Gesundheit oder
das Leben.

Art. 39.

Wer Waren und andere Gegenstände, die nach Vor-
schrift der Art. 21 und 22 mit Beschlag belegt sind, vor-
sätzlich zerstört, verändert oder durch irgend ein Mittel
der Behörde entzieht, wird mit Gefängnis (Haft) bis zu
drei Monaten oder mit Buße bis zu Fr. 500 bestraft.

Art. 40.

Wer vorsätzlich die Ausführung der Kontrolle durch
die zuständigen Aufsichtsbeamten verhindert oder erschwert,
wird mit Gefängnis (Haft) bis zu einem Monat oder mit
Buße bis zu Fr. 500 bestraft.

Art. 41.

Wer vorsätzlich den in Ausführung von Art. 54 er-
lassenen Verordnungen zuwiderhandelt, wird, wenn die
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Bestimmungen der Art. 36, 37 und 38 nicht gegen ihn
anwendbar sind, mit Gefängnis (Haft) bis zu drei Monaten
oder mit Buße bis zu Fr. 1000 bestraft.

Wenn er die Übertretung in fahrlässiger Weise verübt
hat, so ist er mit Buße bis zu Fr. 500 zu bestrafen.

Art. 42.

Bei Beurteilung von Verbrechen oder Übertretungen
im Sinne dieses Gesetzes finden die allgemeinen Bestim-
mungen des I. Abschnittes des Bundesgesetzes über das
Bundesstrafrecht der schweizerischen Eidgenossenschaft, vom
4. Februar 1853, Anwendung.

Art. 43.

Im Rückfall kann der Richter die angedrohten Strafen
bis auf das Doppelte erhöhen.

Rückfall liegt dann vor, wenn jemand, der durch
rechtskräftiges Urteil der Übertretung von Art. 36—41
schuldig erklärt wurde, innert drei Jahren nach Erlöschen
seiner Strafe eine solche Übertretung wieder begeht.

Art. 44.

Als Zusatz zu den durch Art. 38 vorgesehenen Strafen
spricht die zuständige Behörde die Konfiskation der Waren
und der Gegenstände und Apparate aus, welche zur Ver-
übung des Verbrechens gedient haben. In den Fällen der
Art. 36, 37 und 41 ist die Konfiskation ebenfalls zulässig.

Die Konfiskation kann auch erfolgen im Falle der
Freisprechung oder der Einstellung des Verfahrens.

Art. 45.

Die konfiszierten gesundheitsschädlichen und lebens-
gefährlichen Lebensmittel und Gebrauchs- oder Verbrauchs-
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gegenstände müssen vernichtet werden, wenn eine un-
schädliche Verwertung nicht möglich oder nicht tunlich ist.
Die übrigen konfiszierten Waren sind unter amtlicher Kon-
trolle in geeigneter Weise zu verwerten.

Der Reinerlös wird zur Bezahlung der Buße, der Kosten
und der Entschädigung an den Geschädigten verwendet;
ein allfälliger Überschuß wird, zurückerstattet.

Art. 46.

Hat der Täter die auf Grund der Art. 36, 37, 38 und 41
zu bestrafende Handlung in Ausübung eines konzessionierten
Berufes oder Gewerbes begangen, so kann ihm der Richter
für eine Zeit von einem bis zu fünfzehn Jahren die Aus-
übung seines Berufes oder Gewerbes untersagen. Bei Ver-
urteilung zu Freiheitsstrafe fällt die Strafzeit nicht in Be-
rechnung.

Art. 47.

In den Fällen der Art. 36, 37, 38 und 41 kann der
Richter, sofern das öffentliche Interesse es erfordert, die
Veröffentlichung des Strafurteils in dem amtlichen Blatt
des Kantons und gegebenenfalls in einer oder mehreren
Zeitungen auf Kosten des Verurteilten anordnen,

a. wenn der Täter vorsätzlich gehandelt hat,

b. wenn grobe Fahrlässigkeit vorliegt und der Täter
schon wiederholt bestraft worden ist.

Im Falle der Freisprechung ordnet der Richter auf
Verlangen des Beschuldigten die Publikation des Urteils
auf Kosten des Staates an.

Art. 48.

Der Verurteilte trägt die Kosten der technischen Unter-
suchung.
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Art. 49.

Die strafrechtliche Verfolgung und Beurteilung der
auf Grund dieses Gesetzes zu verfolgenden Handlungen ist
Sache der zuständigen Behörden der Kantone.

Die ausgefällten Bußen fallen den Kantonen zu.

Art. 50.

Die strafrechtliche Verfolgung erfolgt entweder am
• Orte, wo das Vergehen begangen worden ist, oder am
Wohnort des Angeschuldigten. In keinem Falle dürfen
für das gleiche Vergehen mehrere strafrechtliche Verfol-
gungen eintreten. Das Verfahren ist an dem Orte durch-
zuführen, an welchem es zuerst eröffnet wurde.

Das Verfahren gegen Gehülfen oder Begünstiger findet
zu gleicher Zeit und vor dem nämlichen Richter statt wie
dasjenige gegen den Haupturheber.

Art. 51.

Wenn ein Vergehen in mehreren Kantonen begangen
wurde, so hat derjenige Kanton, in welchem das Verfahren
zuerst eröffnet wurde, das Recht, die Stellung und nötigen-
falls die Auslieferung aller Mitschuldigen aus ändern Kan-
tonen behufs gemeinsamer Beurteilung zu verlangen oder
diese Kantone zur Zusicherung des Urteilsvollzugs zu ver-
anlassen.

Wenn ein Täter mehrere zusammenhängende Delikte
in verschiedenen Kantonen verübt hat, so soll über ihn
nach eben diesen Grundsätzen in einem und demselben Ver-
fahren entschieden werden.

Art. 52.

Das Bundesgericht entscheidet als Staatsgerichtshof
über Streitigkeiten, die sich aus der Anwendung von
Art. 50 uad 51 ergeben.
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Art. 53.

Wenn Übertretungen, welche unter Art. 37, 38 und
41 fallen, von geringer Bedeutung sind, so wird der Fehl-
bare mit einer Buße von höchstens Fr. 50 bestraft.

Die Ahndung dieser Übertretungen kann nach Maß-
gabe der kantonalen Gesetzgebung durch eine Verwaltungs-
behörde erfolgen.

III. Schlussbestimmungen.

Art. 54.

Der Bundesrat erläßt die nötigen Vorschriften zum
Schütze der Gesundheit und zur Verhütung von Täuschung

•im Verkehr mit den Waren und Gegenständen, welche
-den Bestimmungen dieses Gesetzes unterliegen.

Er wird verordnen, daß die Lebensmittel sowohl im
•Groß- als im Kleinverkehr so bezeichnet werden, daß eine
Täuschung über ihre Natur und ihre Herkunft nicht mög-
lich ist.

Er wird dafür sorgen, daß alle Zusätze als solche de-
klariert werden müssen mit Ausnahme derjenigen, welche
.•zu der notwendigen oder allgemein gebräuchlichen Behand-
lung gehören und welche für die einzelnen Lebensmittel
festgesetzt werden sollen.

Der Bundesrat wird auch bestimmen, daß die Fabri-
kation von Lebensmittelsurrogaten und deren gewerbsmäßige
Mischung mit natürlichen Lebensmitteln der Beaufsichtigung
unterworfen wird und daß diese Surrogate und ihre Mischun-
gen beim Verkauf eine Bezeichnung tragen, welche eine
Verwechslung mit Naturprodukten verhindert.

Er kann die Herstellung und den Verkauf von Misch-
ungen natürlicher Lebensmittel mit Surrogaten, durch welche
-eine Täuschung des Käufers stattfindet, untersagen, sofern
letztere auf keine andere Weise zu verhüten ist.

Bundesblatt. 58. Jahrg. Bd. I. 2
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Art. 55.

Der Bundesrat stellt Bestimmungen auf über die an-
zuwendenden Untersuchungsmethoden und die Grundsätze
in der Beurteilung der Untersuchungsobjekte.

Art. 56.

Die Ausführung dieses Gesetzes und der bundesrät-
lichen Erlasse mit Ausnahme der Grenzkontrolle liegt den
Kantonen ob.

Die kantonalen Vollziehungsbestimmungen unterliegen
der Genehmigung des Bundesrates.

Vorbehalten bleiben die Bestimmungen der Bundes-
gesetzgebung betreffend die gebrannten Wasser.

Die Kantonsregierungen erstatten dem Bundesrat all-
jährlich Bericht über die Ausführung des Gesetzes und die
dabei gemachten Beobachtungen.

Art. 57.

Der Bundesrat überwacht die Vollziehung des Gesetzes
und trifft die hierzu erforderlichen Maßnahmen.

Art. 58.

Die Bestimmungen eidgenössischer und kantonaler Ge-
setze und Verordnungen, welche mit diesem Gesetz im
Widerspruch stehen, sind aufgehoben.

Art. 59.

Der Bundesrat wird beauftragt, auf Grundlage der
Bestimmungen des Bundesgesetzes vom 17. Juni 1874, be-
treffend Volksabstimmung über Bundesgesetze und Bundes-
beschlüsse, die Bekanntmachung des Gesetzes zu veranstalten
und den Beginn der Wirksamkeit desselben festzusetzen.
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Also beschlossen vom Ständerate,

Be rn , den 8. Dezember 1905.

Der Präsident: A. Ammann.
Der Protokollführer: Gigandet.

Also beschlossen vom Nationalrate,

B e r n , den 8. Dezember 1905.

Der Präsident: Hirter.
Der Protokollführer: Schutzmann.

D e r s c h w e i z e r i s c h e B u n d e s r a t b e s c h l i e ß t :

Das vorstehende Bundesgesetz ist zu veröffentlichen.

B e r n , den 18. Dezember 1905.

Im Namen des Schweiz, Bundesrathes,
D e r B u n d e s p r ä s i d e n t :

Buchet.

Der I. Vizekanzler :

Schatzmamn.

Datum der Veröffentlichung : 3. Januar 1906.
Ablauf der Referendumsfrist: 3. April 1906.
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